
56. Abgeordneter
Manuel Höferlin
(FDP)

Welches Mitglied der Bundesregierung erteilte 
den Auftrag zur Einstellung des Kompromissvor-
schlags der Ratspräsidentschaft vom 29. Novem-
ber 2020 zur Verordnung zur „Verhinderung der 
Verbreitung terroristischer Online-Inhalte“, und 
welches Mitglied der Bundesregierung gab das 
Verhandlungsmandat für diesen Kompromissvor-
schlag im Trilog?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Günter Krings
vom 14. Dezember 2020

Der Verordnungsvorschlag zur Verhinderung der Verbreitung terroristi-
scher Online-Inhalte wird innerhalb der Bundesregierung federführend 
vom Bundesministerium des Innern, für Bau und Heimat (BMI) bearbei-
tet. Im Rahmen der Ratspräsidentschaft verhandelt das BMI auf der 
Grundlage der allgemeinen Ausrichtung, die am 6. Dezember 2018 vom 
Rat (Justiz und Inneres) angenommen wurde, für den Rat; hierzu gehört 
auch die Erstellung von Kompromisstextvorschlägen in Abstimmung 
mit den Mitgliedstaaten.

57. Abgeordnete
Ulla Jelpke
(DIE LINKE.)

Wie lange war die Asylverfahrensdauer im Bun-
desamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) im 
bisherigen Jahr 2020 (bitte differenzieren nach 
durchschnittlicher behördlicher Verfahrensdauer, 
Verfahrensdauer bis zur Rechts- oder Bestands-
kraft, Verfahrensdauer in Anker- und funktions-
gleichen Einrichtungen, durchschnittliche Dauer 
der Gerichtsverfahren und Verfahrensdauer von 
Widerrufsverfahren, vgl. auch Plenarprotokoll 
19/159, S. 19789), und wie waren die Ergebnisse 
der Verfahren zur Widerrufs- bzw. Rücknahme-
prüfung im bisherigen Jahr 2020 (bitte nach den 
zehn wichtigsten Herkunftsstaaten differenzieren 
und in absoluten und relativen Zahlen angeben)?

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Stephan Mayer
vom 17. Dezember 2020

Vorbemerkung: Unter den Bedingungen der Corona-Pandemie ist die 
durchschnittliche behördliche Verfahrensdauer im Jahr 2020 angestie-
gen. Dies hat vor allem folgende Gründe:
Zum einen hatte das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
aufgrund der Maßnahmen zum Infektionsschutz die Zustellung ableh-
nender Bescheide vorübergehend fast gänzlich eingestellt. Damit wurde 
auf die eingeschränkten Möglichkeiten der Antragstellenden Rücksicht 
genommen, im Falle einer Ablehnung des Asylantrags durch das BAMF 
eine Rechtsberatung oder anwaltliche Vertretung in Anspruch zu neh-
men. Auch die Rechtsantragsstellen waren nur sehr eingeschränkt zu er-
reichen. Die in dieser Zeit zwar ausgestellten, aber bis dahin nicht zuge-
stellten Bescheide wurden nach dieser Phase sukzessive zugestellt.
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Zum anderen haben die Außenstellen des BAMF in den letzten Mona-
ten, in denen der Zugang von Asylsuchenden geringer war, vorrangig 
viele ältere Verfahren abgeschlossen und damit gezielt solche Verfahren 
entschieden, in denen Antragstellende zwar angehört waren, aber bereits 
längere Zeit auf ihre Entscheidung warteten, beispielsweise aufgrund 
medizinischer Gutachten oder Anfragen an das Auswärtige Amt. Der 
vermehrte Abschluss dieser relativ lange beim BAMF anhängigen Ver-
fahren hat ebenfalls zu einer Verlängerung der durchschnittlichen Ver-
fahrensdauer beigetragen.
Die weiteren Angaben können den nachfolgenden Tabellen entnommen 
werden:
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